
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
VII ZR 299/95

vom
30. Oktober 1997

in dem Rechtsstreit
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

ZPO §§ 301, 546 Abs. 2

Der Wert der Beschwer eines Teil-Grundurteils erhöht sich in der 
Regel nicht dadurch, daß die Voraussetzungen für den Erlaß eines 
Teilurteils nach § 301 ZPO nicht Vorlagen.

BGH, Beschluß vom 30. Oktober 1997 - VII ZR 299/95 - OLG Köln
LG Aachen
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Lang und die Richter Prof. Quack, 
Prof. Dr. Thode, Hausmann und Dr. Wiebel

am 30. Oktober 1997

beschlossen:

Der Antrag der Beklagten zu 1, ihre Beschwer auf 
einen 60.000 DM übersteigenden Betrag festzusetzen, 
wird abgelehnt.
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Gründe:

I.

1. Die Klägerin nimmt die Beklagte zu 1 aus Bauvertrag und 
den Beklagten zu 2 aus Architektenvertrag gesamtschuldnerisch 
auf Schadensersatz in Höhe von 50.000 DM in Anspruch. Ferner be­
gehrt sie die Feststellung zu weiterer Schadensersatzpflicht.

Das Landgericht hat der Klage teilweise stattgegeben. Es hat 
die Beklagten unter Berücksichtigung einer hilfsweise zur Auf­
rechnung gestellten Forderung zur Zahlung von 15.619,61 DM ver­
urteilt sowie die von der Klägerin begehrte Feststellung in ein­
geschränktem Umfang getroffen. Mit ihrer Berufung hat die Kläge­
rin ihren Zahlungsantrag unter näherer Aufteilung des geltend 
gemachten Schadens weiterverfolgt; ferner hat sie uneinge­
schränkte Feststellung zu weiterer Schadensersatzpflicht be­
gehrt. Die Beklagten ihrerseits haben mit ihren Rechtsmitteln 
vollständige Klageabweisung beantragt.

Das Berufungsgericht hat durch das angefochtene 
Teil-Grundurteil die bezifferte Schadensersatzklage dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Es hat ausgeführt, hinsichtlich 
der Höhe des Schadensersatzanspruchs sowie hinsichtlich des 
Feststellungsantrages fehle es an der für eine umfassende En­
dentscheidung notwendigen Entscheidungsreife. Es sei allerdings 
zu erwarten, daß der Klägerin auch bei Berücksichtigung der 
hilfsweise geltend gemachten, hier aber ausdrücklich nach Grund 
und Höhe unentschieden gelassenen Gegenforderungen von insgesamt 
11.290,39 DM wahrscheinlich ein Anspruch auf Schadensersatz zu­
stehe.
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Das Berufungsgericht hat den Streitwert für das Berufungs­
verfahren auf 70.000 DM und den Wert der Beschwer für die Be­
klagten auf 50.000 DM festgesetzt.

2. Gegen dieses Urteil hat die Beklagte zu 1 Revision einge­
legt und beantragt, die Beschwer auf einen über die Revisions­
grenze liegenden Betrag festzusetzen. Sie führt aus, das ange- 
fochtene Urteil sei dahin auszulegen, daß das Berufungsgericht 
auch über das Feststellungsbegehren entschieden habe. Andern­
falls läge ein unzulässiges Teilurteil vor, da angesichts der 
Gefahr sich widersprechender Entscheidungen über das Zahlungs­
und das Feststellungsbegehren nur habe einheitlich entschieden 
werden dürfen. Des weiteren habe das Berufungsgericht sachlich 
über die Hilfsaufrechnung entschieden. Seine Feststellung, die 
Klageforderung übersteige die Hilfsaufrechnung mit großer Wahr­
scheinlichkeit, bedeute zwangsläufig, daß die Klageforderung we­
nigstens in dieser Höhe bestehe und damit die hilfsweise zur 
Aufrechnung gestellte Gegenforderung erloschen sei.

II.

Der Antrag der Beklagten zu 1 hat keinen Erfolg.

Das Berufungsgericht hat zu Recht den Wert der Beschwer für 
die Beklagte zu 1 auf 50.000 DM festgesetzt. Die Beklagte zu 1 
ist nur insoweit beschwert, als das Schadensersatzbegehren dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden ist. Weitere Be­
träge sind nicht hinzuzurechnen.

1. Entgegen der Auffassung der Revision hat das Berufungsge­
richt keine Entscheidung über das Feststellungsbegehren getrof-
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fen. Das ergibt sich aus der Bezeichnung des angefochtenen Ur­
teils als Teil-Grundurteil, dem Tenor und den Ausführungen in 
den Entscheidungsgründen, wonach das Feststellungsbegehren noch 
nicht entscheidungsreif sei. Auch wenn die angefochtene Ent­
scheidung aus prozeßrechtlichen Gründen nicht hätte ergehen dür­
fen, folgt daraus nicht, das Berufungsgericht habe zugleich über 
den Feststellungsantrag entschieden.

2. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ist auch 
bei einem Grundurteil eine beklagte Partei zusätzlich zur Klage­
forderung in Höhe des Betrages ihrer vorsorglich zur Aufrechnung 
gestellten Gegenforderung beschwert, wenn das Berufungsgericht 
das Bestehen der Gegenforderung verneint hat und im Falle der 
Rechtskraft des Berufungsurteils das Nichtbestehen der Gegenfor­
derung nach § 322 Abs. 2 ZPO rechtskräftig festgestellt wäre 
(Urteil vom 1. Juni 1967 - II ZR 130/65, BGHZ 48, 212, 213 
m.w.N.).

Ob der Senat dem uneingeschränkt folgen kann, bedarf vorlie­
gend keiner Entscheidung (vgl. dazu Beschluß vom 26. September 
1991 - VII ZR 125/91 = BauR 1992, 113 f = ZfBR 1992, 30 f). Je­
denfalls liegen die Voraussetzungen, die in der genannten Ent­
scheidung aufgeführt sind, hier nicht vor. Das Berufungsgericht 
hat die hilfsweise zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung 
nicht aberkannt. Es hat lediglich im Rahmen der für die Zuläs­
sigkeit eines Grundurteils gebotenen Prognose dargelegt, der 
Klägerin werde voraussichtlich im Ergebnis noch etwas zuzuspre­
chen sein. In diesem Fall liegt keine der Rechtskraft fähige 
Entscheidung i.S.v. § 322 Abs. 2 ZPO vor (so Senatsbeschluß vom 
26. September 1991 - VII ZR 125/91 aaO).
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3. Die Beschwer der Beklagten zu 1 erhöht sich auch dann 
nicht, wenn ein Teil-Grundurteil nicht ergehen durfte; die Be­
klagte ist nur im Umfang des dem Grunde nach zuerkannten Scha­
densersatzes beschwert.

a) Die Beschwer der Beklagten zu 1 bemißt sich allein nach 
dem durch das Teilurteil beschiedenen Teil des Streitgegenstan­
des. Ein Teilurteil trennt den Prozeß in zwei selbständige Ver­
fahren. Es ist ebenso wie das Schlußurteil ein Endurteil und un­
terliegt selbständig den vom Gesetz vorgesehenen Rechtsmitteln. 
Seine Rechtskraft tritt gegebenenfalls unabhängig von dem noch 
nicht erledigten Teil des Prozesses ein. Daraus folgt, daß auch 
die Frage der Anfechtbarkeit und damit der Beschwer als Voraus­
setzung der Statthaftigkeit der Revision allein anhand des Tei­
lurteils zu stellen und zu beantworten ist (allg. M., z.B. BGH, 
Beschlüsse vom 18. Januar 1977 - VI ZB 82/76 = NJW 1977, 1152 
und vom 25. April 1989 - VI ZB 13/89 = NJW 1989, 2757). Dabei 
wird die Gefahr hingenommen, daß durch den Erlaß eines Teilur­
teils und die dadurch bewirkte Aufspaltung des Prozesses in zwei 
selbständige Teile die Möglichkeit besteht, daß einer Partei ein 
Rechtsmittel genommen wird, welches bei einheitlicher Entschei­
dung gegeben wäre (BGH, Beschluß vom 3. Juli 1996
- VIII ZR 302/95 = NJW 1996, 3216).

b) Soweit der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes (Urteil 
vom 6. Juli 1995 - I ZR 20/93 = NJW 1995, 3120) bei willkürli­
cher Trennung des Rechtsstreits in mehrere Verfahren, deren 
Streitwert jeweils unter der Revisionssumme lag, die Beschwer 
der Revisionsklägerin nach dem einheitlichen, die Revisionssumme 
übersteigenden Wert des Verfahrens vor dem Trennungsbeschluß des 
Oberlandesgerichts bemessen hat (vgl. dazu auch BVerfG, Beschluß



vom 10. Juli 1996 - 2 BvR 65-74/95 u.a. - 3. Kammer, ZIP 1996, 
1527), lassen sich diese Grundsätze auf den vorliegenden Sach­
verhalt nicht übertragen. Auch wenn das Teilurteil nicht ergehen 
durfte, beruht dies erkennbar nicht auf sachfremden Erwägungen. 
Das Berufungsgericht hat nämlich zunächst die Haftung der Be­
klagten dem Grunde nach im Interesse der besseren Übersichtlich­
keit und der Ordnung des umfangreichen Prozeßstoffes feststellen 
wollen.

Lang Quack Thode

Hausmann Wiebel
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